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Handreichung  

zur Vermeidung und Begrenzung von Zahlungsausfällen   

 

- Rechtliche und praktische Hinweise  

für Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe - 

 
 

A. Einleitung 

 

Diese Handreichung wurde in einer Arbeitsgruppe von Juristinnen und Juristen der 

diakonischen Landesverbände sowie größerer diakonischer Träger unter Leitung der Diakonie 

Deutschland erarbeitet und ergänzt wesentlich deren Kurzfassung aus dem Jahr 2024. Sie 

reagiert auf Problemanzeigen aus der Praxis, die die zunehmend angespannte finanzielle 

Situation vieler Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe infolge vermehrt zu 

verzeichnender Zahlungsrückstände und -ausfälle widerspiegeln.  

 

Die Ursachen für Zahlungsausfälle können vielfältig sein und sowohl in der Sphäre des 

Bewohners/Klienten1 und der (gegebenenfalls bevollmächtigten) Angehörigen oder Betreuer 

als auch im Bereich der Kostenträger entstehen - ebenso vielfältig sind die Ansätze, diesen zu 

begegnen.  

 

Die Handreichung will hier die Handlungs- und Reaktionsmöglichkeiten diakonischer 

Einrichtungen erweitern und Orientierung bieten. Ziel der Handreichung ist es, den 

Einrichtungen rechtlich fundiert und zugleich kurz und klar formuliert eine entsprechende 

Vielzahl von Handlungsoptionen an die Hand zu geben, um finanzielle Ausfälle so gering wie 

möglich zu halten und diesbezügliche wirtschaftliche Schwierigkeiten zu verhindern.  

 

Dabei stehen stationäre Einrichtungen der Pflege und Besondere Wohnformen in der 

Eingliederungshilfe im Fokus der Handreichung; einzelne Empfehlungen können aber auch 

für das ambulante Setting genutzt werden. 

 

Erste Handlungsmöglichkeiten setzen bereits vor dem zivilrechtlichen Vertragsschluss an, 

weitere können während des Vertragsverhältnisses greifen und schließlich erforderlichenfalls 

in die Kündigung des Vertragsverhältnisses oder die Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens 

zur Beitreibung der ausstehenden Forderungen münden. 

  

Die folgenden Ausführungen verstehen sich somit als alternative, im Bedarfsfall auch als 

kumulativ einzusetzende Mittel, die angepasst an den Einzelfall ausgewählt werden können. 

Dabei können und wollen die Inhalte dieser Handreichung eine Rechtsberatung im Einzelfall 

sowie eine Abwägung von Risiko und Ertrag des jeweiligen Mittels nicht ersetzen. 

 
1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im gesamten Text die männliche Form bei den Personenbezeichnungen verwendet 

(Bewohner, Betreuer, Vertragspartner, Klient etc.). Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle 
Geschlechter (weiblich, männlich, divers) und haben rein redaktionellen Charakter.  
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Die nachfolgend unter B. dargestellten Hinweise sind in folgende Abschnitte gegliedert: 

 

 

1.    Klärungsbedarf vor bzw. bei Vertragsschluss (S. 3-5) 

2.    Handlungsmöglichkeiten gegenüber dem Bewohner/Klienten  

       Im laufenden Vertragsverhältnis (S. 6-10) 

3.    Handlungsmöglichkeiten gegenüber dem Kostenträger (S. 11-14)  

4.    Gerichtliche Schritte (S. 15-17) 

 

 

Außerdem wird unter C. (S. 18) auf die Frage nach einer Zusammenarbeit mit sog. 

scoring-Unternehmen, die Bonitätsprüfungen, aber auch Forderungsmanagement und 

Inkasso etc. anbieten, eingegangen.  

 

 

B. Hinweise zur Vermeidung und Begrenzung von Zahlungsausfällen 

 

Die folgenden Hinweise sollen Einrichtungen helfen, gut vorbereitet zu sein, um bereits bei 

sich abzeichnenden, vorgelagerten Problemen bei Antragstellung und Kommunikation und 

schließlich beim Auftreten von Zahlungsausfällen möglichst schnell und effektiv reagieren 

zu können, um den finanziellen Schaden abzuwenden bzw. zumindest zu begrenzen.  

 

Dafür ist es besonders wichtig, frühzeitig alle relevanten Informationen von der 

Vertragspartei bzw. ihrem Umfeld einzuholen, um notwendigenfalls von Seiten der Einrichtung 

agieren und zum Beispiel sogar selbst den begründeten Hinweis auf Bedürftigkeit gegenüber 

dem Sozialhilfeträger geben zu können. Dabei wird im Zeitpunkt unmittelbar vor 

Vertragsschluss die Mitwirkungsbereitschaft des potenziellen neuen Vertragspartners und 

des Umfeldes regelmäßig am höchsten sein, die genutzt werden sollte.  

 

Es kann in dieser Situation auch hilfreich sein, wenn die Einrichtung Informationen z.B. der 

Kostenträger über Ansprüche auf Hilfe zur Pflege/Sozialhilfe (gegebenenfalls mit 

Informationen über Selbstbehalte von Vermögen und einer selbstgenutzten Immobilie) zur 

Verfügung stellt bzw. auf Informationsmöglichkeiten verweist. Dies kann etwa durch Hinweise 

auf einschlägige Materialien und Internetseiten des Sozialhilfeträgers und das Bereitlegen 

von Broschüren oder Informationen von örtlichen Pflegestützpunkten erfolgen. Allerdings ist 

die Einrichtung dazu nicht verpflichtet, es kann insbesondere keine Rechtsberatung im 

Einzelfall erfolgen. 
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1. Klärungsbedarf vor bzw. bei Vertragsschluss 

 

Im Aufnahmegespräch bzw. im Aufnahmeprozess mit dem möglichen neuen Vertragspartner 

und gegebenenfalls einem (bevollmächtigten) Angehörigen und/oder Betreuer sollten folgende 

Punkte angesprochen, entsprechende Informationen aufgenommen bzw. Einwilligungs-

erklärungen eingeholt werden:  

 

 

Informationssammlung durch die Einrichtung 

Die Einrichtungen sollten Informationen über das familiäre und sonstige Umfeld, insbesondere 

die Einkommens- und Vermögenssituation, die bisherige Wohnsituation, Wohnadresse und 

bei einer selbstgenutzten Immobilie über die dort noch wohnenden Personen einholen. 

 

 

Auskunft über Rente oder Pension einholen 

Es sollte Auskunft über die Renten- oder Pensionshöhe unter Vorlage des Renten- bzw. 

Pensionsbescheides oder ähnlicher Belege eingeholt werden. 

 

 

Direktüberweisung der Rente oder Pension vereinbaren 

Bei Vertragsschluss empfiehlt es sich, die Direktüberweisung der Rente oder anderer 

Sozialleistungsansprüche an die Einrichtung (gegebenenfalls mittels einer separaten Vorlage 

z.B. dem Formular R 0985 der Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV)) durch den 

Bewohner zu veranlassen. Auch bei einer Pension kann eine Einwilligung zur Direktzahlung 

eingeholt werden. Dies erweist sich gegenüber der Abtretung als der praktikablere und 

rechtlich unproblematischere Weg. Der Bewohner bleibt dabei der Anspruchsinhaber der 

Forderung, so dass die im Folgenden geschilderten rechtlichen Hürden nicht zu nehmen sind. 

 

 

Abtretung an die Einrichtung grundsätzlich nicht empfehlenswert 

Eine Abtretung von Ansprüchen an die Einrichtung kann im Einzelfall erfolgen, wird aber nicht 

grundsätzlich empfohlen, da sie in der Praxis in den meisten Fällen nicht zum Ziel führt oder 

sogar rechtlich unzulässig ist. 

Die Abtretung von Sozialhilfeansprüchen ist nicht möglich, da und soweit sie der Sicherung 

des Existenzminimums dienen. Nur soweit diese Zweckbindung entfällt, etwa wenn es um 

eine Nachzahlung für vergangene Zeiträume oder wenn es um Leistungen für besondere 

Zwecke geht, für die der Bedarf anderweitig gedeckt wurde, ist eine Abtretung möglich2. Bei 

der Abtretung von Arbeitseinkommen und Renten sind gemäß § 53 Abs. 3 SGB I zudem die 

 
2 Überdies überprüft der Rentenversicherungsträger die rechtliche Zulässigkeit einer Abtretung, die gemäß § 53 SGB Abs. 2 Nr. 

2 SGB I im sog. „wohlverstandenen Interesse“ allein des Bewohners sein muss, ihn also genauso gut oder sogar besserstellen 

muss als beim Innehaben des Anspruchs. Diese rechtliche Hürde kann, wenn die Abtretung der Vollversorgung in einer 

Einrichtung dient, genommen werden, es bleibt jedoch eine Entscheidung im Einzelfall. Wenn zum Beispiel die Rente höher ist 

als der zu zahlende Eigenanteil wird eine Abtretung der Rente in voller Höhe eher nicht im Interesse des Bewohners liegen. Eine 

Direktzahlung für Bedarfe für Unterkunft und Heizung gemäß § 35a Abs. 3 SGB XII an die Einrichtung als Empfangsberechtigte 

ist unter bestimmten in der Norm geregelten Umständen ebenfalls möglich. Sie soll insbesondere erfolgen, wenn eine 

zweckentsprechende Verwendung durch die leistungsberechtigte Person nicht sichergestellt ist und die Person durch die 

Direktüberweisung vor Wohnungslosigkeit geschützt wird. Dies gilt für die Leistungen Hilfe zum Lebensunterhalt sowie gemäß § 

35a Abs. 3 S. 1 letzter Hs. i.V.m. § 43a Abs. 3 SGB XII auch für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. 
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Pfändungsfreigrenzen der §§ 850 ff ZPO zu beachten, die ebenfalls den Schutz der 

Existenzsicherung des Anspruchsinhabers abbilden. 

 

 

Einzugsermächtigung einholen 

Es sollte bei Vertragsschluss eine Einzugsermächtigung für den Eigenanteil bzw. für alle 

Kosten, die nicht von Dritten übernommen werden, vereinbart werden, wenn dies nicht 

ohnehin schon im Vertrag vorgesehen ist. 

 

 

Sicherheitsleistungen (z.B. Kaution oder Bürgschaft) vereinbaren? 

Eine Einrichtung darf grundsätzlich von Bewohnern eine Sicherheit nach § 14 Wohn- und 

Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) nur verlangen, wenn dies ausdrücklich im Vertrag 

vereinbart ist und die gesetzliche Höchstgrenze von zwei Monatsentgelten eingehalten wird.  

Zu beachten ist einschränkend, dass nach § 14 Abs. 4 WBVG die Einrichtung von 

Verbrauchern, die Leistungen nach §§ 42 und 43 SGB XI (Kurzzeit- und Vollzeitpflege) oder 

Hilfe in Einrichtungen nach dem SGB XII erhalten, keine Sicherheit verlangen darf, da der 

Gesetzgeber davon ausgeht, dass in diesen Fällen ein unmittelbar zahlender öffentlicher 

Kostenträger existiert.  

Für Bewohner einer Besonderen Wohnform nach § 42a Abs. 2 SGB XII gilt: Wird das Entgelt 

für die Überlassung von Wohnraum durch Direktzahlung des Sozialhilfeträgers an den 

Unternehmer geleistet, ist das Verlangen einer Sicherheit ebenfalls ausgeschlossen.  

Bei Selbstzahlern können Sicherheiten in den gesetzlichen Grenzen nach § 14 WBVG 

grundsätzlich vereinbart werden, sofern keine Direktzahlung durch einen Sozialleistungsträger 

erfolgt. 

 

 

Einwilligungserklärung zur Datenverarbeitung einholen und direkte Kommunikation mit 

Kostenträger suchen  

Die Einrichtung kann auch direkt mit dem Kosten- bzw. Sozialhilfeträger kommunizieren 

und im Bedarfsfall notwendige Informationen an diesen weitergeben. Eine entsprechende 

Einwilligungserklärung zur Datenverarbeitung sollte daher unbedingt schon bei 

Vertragsabschluss als Anlage zum Vertrag vom Bewohner/Klienten (gegebenenfalls einem 

Betreuer oder Vertreter) unterzeichnet werden. 

 

 

Mitwirkungspflichten des Bewohners/Klienten und Recht der Einrichtung zur 

Einsichtnahme  

Die Einrichtung sollte einen deutlichen Hinweis auf die vertraglichen Mitwirkungspflichten 

geben, zu deren Einhaltung sich der Bewohner/Klient mit Vertragsschluss verpflichtet. 

Anderenfalls kann die nicht bedarfsgerechte Versorgung, schlimmstenfalls die Kündigung des 

Vertrages drohen. Die Mitwirkungspflichten beinhalten, dass erforderliche Anträge vom 

Bewohner/Klienten (gegebenenfalls einem Betreuer oder Vertreter) selbst zu stellen sind, 

und dass notwendige Informationen von ihm der Einrichtung unaufgefordert zur Verfügung 

gestellt werden. Dazu gehören gestellte Anträge, Bewilligungsbescheide, Gesamt- und 

Teilhabeplan und Pflegegutachten etc., die, soweit vorhanden, schon bei Vertragsschluss 

und in der jeweils aktuellen Fassung der Einrichtung zur Einsichtnahme vorgelegt werden 
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müssen. Wenn dies nicht unaufgefordert geschieht, sollte die Einsichtnahme von der 

Einrichtung eingefordert werden.  

 

 

Hinwirken auf frühzeitige Antragstellung unterstützender Leistungen 

Die Einrichtung sollte dem Bewohner/Klienten im eigenen Interesse an einer guten und 

dauerhaften Versorgung eine frühzeitige Antragstellung in Bezug auf alle unterstützenden 

Leistungen nahelegen.  

 

 

Vorschussleistung anregen 

Es sollte beim Bewohner/Klienten angeregt werden, dass dieser beim Antrag auf Leistungen 

nach SGB XII zugleich auch einen Antrag auf Vorschussleistung nach § 42 Abs. 1 S. 2 

SGB I stellt. Die Geldleistung ist auf den Antrag hin vom Sozialhilfeträger zu bewilligen, die 

Vorschusszahlung beginnt spätestens einen Monat nach Antragstellung, die Höhe wird nach 

pflichtgemäßem Ermessen bestimmt.  

 

 

Antragserfordernis beachten insbes. bei Grundsicherung im Alter und 

Erwerbsminderung, Wohngeld und Pflegewohngeld  

Bei der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung gemäß § 44 Abs. 1 SGB XII ist 

vom Bewohner ein Antrag zu stellen, die Vermittlung der Kenntnis vom Bedarfsfall durch Dritte, 

wie z.B. durch die Einrichtung, reicht allein nicht aus. Daher sollte hier besonders auf die 

Antragstellung durch den Bewohner geachtet werden. Gleiches gilt für Wohngeldleistungen 

oder Pflegewohngeld (vgl. Landesregelung, derzeit M-V, NRW, S-H). Die Antragstellung ist 

grundsätzlich formlos möglich, eine Dokumentation zu Nachweiszwecken ist ebenso 

empfohlen wie die Nutzung bereitstehender Formulare für eine möglichst zügige Bearbeitung.  

 

 

Zusatz: Personen mit herausforderndem Verhalten 

Insbesondere bei der Aufnahme von Personen mit herausforderndem Verhalten (z.B. bei 

eigen- und/oder fremdschädigendem Verhalten) sind Umsicht und ein sorgfältiges 

Aufnahmemanagement geboten, da sie die Einrichtung in personeller und finanzieller 

Hinsicht überfordern kann. Wegen der begrenzten Kündigungsmöglichkeiten im Wohn- und 

Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) und der fehlenden Anschlussversorgung verbleiben diese 

Personen oft in der Einrichtung. Zahlungsausfälle entstehen hier z.B. durch die fehlende 

Mitwirkung im Versorgungszeitraum und durch die Nichtbelegbarkeit der benachbarten Plätze.  

 

Vor diesem Hintergrund wird empfohlen, den Versorgungsbedarf der Person möglichst genau 

schon vor der Aufnahme abzuklären, um die Funktionalität der Einrichtung nicht zu gefährden. 

Auch kann eine Einzelvereinbarung mit dem Kostenträger die finanzielle Seite der besonders 

intensiven Betreuung sichern. Gegebenenfalls sollte unter Hinweis auf das eigene Konzept 

und jeweilige Leistungsausschlüsse vor einer möglichen Aufnahme auf andere, den 

Bedürfnissen besser entsprechende Einrichtungen verwiesen werden. 
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2. Handlungsmöglichkeiten gegenüber dem Bewohner/Klienten im laufenden 

Vertragsverhältnis 

 

Nach Vertragsschluss zwischen dem Bewohner/Klienten und der Einrichtung stehen auf 

dieser zivilrechtlichen Ebene folgende Handlungsmöglichkeiten zur Verfügung. Sollten 

diese aus den verschiedensten Gründen nicht zum Erfolg führen, so kann die Möglichkeit, den 

direkten Zahlungsanspruch gegenüber dem Kostenträger geltend zu machen, genutzt werden. 

 

Grundsätzlich sollten die Bewohner/Klienten (bzw. ihre Vertreter oder Betreuer) die 

notwendigen Anträge selbst stellen und auch die entsprechenden Nachweise beifügen. Diese 

Pflicht findet sich auch in den vertraglich vereinbarten Mitwirkungspflichten wieder, an deren 

Erfüllung die Bewohner/Klienten (bzw. ihre Vertreter oder Betreuer) stets erinnert werden 

sollten. Wenn dies allein allerdings nicht weiterführt und die Einrichtung Schwierigkeiten 

bereits im Antragsprozess wahrnimmt, stehen ihr folgende Handlungsmöglichkeiten zur 

Verfügung: 

 

 

Kommunikation suchen 

Die Einrichtung sollte in Kontakt bleiben mit dem Bewohner/Klienten, den Angehörigen, 

Betreuern usw., sie immer wieder erinnern und den Sachstand erfragen sowie an 

Mitwirkungspflichten erinnern. 

 

  

Probleme bei der Betreuung ansprechen 

Besteht eine gesetzliche Betreuung oder eine Bevollmächtigung, kann sich die Einrichtung an 

das Betreuungsgericht bzw. die Betreuungsbehörde wenden, wenn aus Sicht der Einrichtung 

Versäumnisse bei den Aufgaben der Betreuung oder der Bevollmächtigung vorliegen, 

z.B. die Antragstellung für den Betreuten nicht ordnungsgemäß vorgenommen wird. 

 
 

Betreuung anregen 

Bei einer bisher nicht betreuten bzw. nicht vertretenen Person kann erforderlichenfalls die 

Bestellung eines Betreuers bei der Betreuungsbehörde sowie dem Betreuungsgericht 

durch die Einrichtung angeregt werden.  

 

 

Vorläufige Leistungen, Vorschuss oder Darlehen 
Um eine längere Bearbeitungszeit des Sozialhilfeträgers zu überbrücken, sollte die Einrichtung 

so frühzeitig wie möglich auf einem Antrag des Bewohners/Klienten auf Vorschuss, 

vorläufige Leistung oder auf Gewährung eines Darlehens gegenüber dem 

Sozialhilfeträger bestehen.  

Je nach Einzelfall kommen insbesondere § 42 Abs. 1 S. 2 SGB I (Vorschüsse), § 19 Abs. 5 

i.V.m. Abs. 3 SGB XII (sog. erweiterte Sozialhilfe), § 44a SGB XII (vorläufige Entscheidung bei 

Antrag auf Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung), § 91 SGB XII (Darlehen) als 

Rechtsgrundlagen in Betracht.  
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In der Praxis empfiehlt sich für den Antrag des Bewohners/Klienten eine offene Formulierung, 

die alle Möglichkeiten miteinschließt:  

 

„Hiermit beantrage ich alle für meinen Bedarfsfall in Betracht kommende Leistungen, 

einschließlich der Leistungserbringung als vorläufige Leistungen, in Form eines 

Darlehens oder auch als Vorschuss.“  

 

Überdies kann auch die Einrichtung selbst diese beschriebenen Formen der 

Leistungsgewährung beim Sozialhilfeträger anregen (siehe unter 3.).  

 

 

Bestätigung vom Sozialhilfeträger einholen 

Die Einrichtung kann den Bewohner/Klienten auffordern, eine schriftliche Bestätigung vom 

Sozialhilfeträger vorzulegen, dass der erforderliche Antrag gestellt und alle notwendigen 

Unterlagen eingereicht wurden.  

 

 

Feststellung der Zahlungsrückstände und Mahnung zur Zahlung 

Sollten die Zahlungen nicht fristgemäß erfolgen, sollte die Einrichtung zunächst die 

aufgelaufenen Zahlungsrückstände beim Bewohner/Klienten anmahnen und diesen unter 

angemessener Fristsetzung (von mindestens 14 Tagen bis einen Monat) zur Zahlung 

auffordern.  

 

 

Verzugsschäden gegenüber dem Bewohner/Klienten geltend machen 

Um der Hauptforderung Nachdruck zu verleihen, können außergerichtlich sowie vor Gericht 

zusätzlich zur Hauptforderung Verzugsschäden geltend gemacht werden. 

Da diese aus dem zivilrechtlichen WBVG-Vertrag resultieren, können Verzugszinsen gemäß 

§§ 286, 288 Abs. 1 BGB in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz verlangt 

werden. Die Geltendmachung weiterer Verzugsschäden ist gemäß § 288 Abs. 4 BGB 

möglich, z.B. interner Mahnkosten oder externer Rechtsverfolgungskosten wie Anwaltskosten. 

 

 

Entgelterhöhung durchsetzen 

Wenn bei Entgelterhöhungen die Zustimmung verweigert wird, müsste die gerichtliche 

Ersetzung der Zustimmung angekündigt und ggf. vor Gericht verfolgt werden. Die (hohen) 

Anforderungen an eine Entgelterhöhung bei Änderung der Berechnungsgrundlage gemäß § 9 

WBVG sind zu beachten. Wegen der inzidenten Prüfung des Entgelterhöhungsschreibens 

auf formelle und materielle Fehler birgt dieser Prozess hohe Risiken und sollte daher gut 

überlegt und anwaltlich begleitet werden. 

 

 

Abmahnung zur Unterlassung von vertragswidrigem Verhalten 

Sollte nicht der Zahlungsverzug, sondern anderes vertragswidriges Verhalten des 

Bewohners im Vordergrund stehen (fremd- und/oder eigenaggressives Verhalten, massive 

Störungen der anderen Bewohner oder der Abläufe, dauerhaft fehlende Mitwirkung beim 

Stellen der notwendigen Anträge und bei der Vorlage der notwendigen Unterlagen gegenüber 

der Einrichtung etc.), sollte dieses dem Bewohner schriftlich mitgeteilt und zur Unterlassung 
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desselben aufgefordert werden. Die Abmahnung sollte den Hinweis beinhalten, dass eine 

Kündigung des Wohn- und Betreuungsvertrages droht, wenn das vertragswidrige 

Verhalten nicht eingestellt wird. Dieser Hinweis ist unter Heranziehung der Grundsätze des 

§ 314 Abs. 2 BGB wichtig, da bei langfristig geschlossenen Verträgen regelmäßig eine 

erfolglose Abmahnung verlangt wird, bevor die Unzumutbarkeit der Fortsetzung des 

Vertragsverhältnisses bejaht werden kann. Dem Vertragspartner soll damit Gelegenheit zur 

Reflexion und Einstellen des vertragswidrigen Verhaltens gegeben werden.  

Dies gilt dann nicht, wenn besondere Umstände die sofortige Kündigung rechtfertigen, z. B. 

bei besonders schwerwiegenden Pflichtverletzungen.  

 

 
Kündigung androhen  

Wenn sich der jeweilige Zustand nicht ändert (keine Zahlung auf die Mahnung hin bzw. keine 

Bestätigung der Kostenübernahme durch den Kostenträger oder keine 

Verhaltensänderung/fehlende Mitwirkung nach Abmahnung innerhalb einer angemessenen 

Frist), sollte die Ankündigung der Kündigung und die damit gegebenenfalls drohende 

Wohnungslosigkeit gegenüber dem Bewohner selbst sowie gegenüber den weiteren 

Beteiligten, wie den Angehörigen, dem Betreuer bzw. dem Betreuungsgericht und dem 

Kostenträger, schriftlich kommuniziert werden. Führt auch das nicht zum Erfolg, sollte 

schlussendlich von den Kündigungsmöglichkeiten des Vertrages nach dem Wohn- und 

Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) Gebrauch gemacht werden, dazu im Folgenden mehr.  

 

 

Kündigung aussprechen 

Eine Kündigung des Vertrages durch die Einrichtung ist gemäß § 12 Abs. 1 WBVG 

grundsätzlich nur aus wichtigem Grund möglich und muss schriftlich und begründet 

erfolgen. Die Einrichtung sollte daher die Umstände, die einen Kündigungsgrund darstellen 

können, möglichst detailliert dokumentieren. Eine ordentliche Kündigung seitens der 

Einrichtung ist ausgeschlossen. 

 

 

Kündigungsgründe  

Der Vertrag kann nach der Wertung des WBVG grundsätzlich nur dann durch die Einrichtung 

beendet werden, wenn die Fortsetzung als unzumutbar bewertet wird. Eine Kündigung sollte 

immer von Anfang an auf alle in Betracht kommenden Gründe, die präzise geschildert 

werden sollten, gestützt werden, da möglicherweise nicht jeder einzelne Grund einer 

rechtlichen Überprüfung standhält und so weitere Gründe für die Wirksamkeit der Kündigung 

sorgen können. Außerdem ist das spätere Nachschieben von weiteren Gründen 

problematisch. In § 12 WBVG werden neben der Generalklausel des wichtigen Grundes, 

die als Auffangmöglichkeit immer genannt werden kann, ausdrücklich speziellere 

Kündigungsgründe geregelt. In Betracht kommen danach insbesondere folgende wichtige 

Gründe:  

 

➢ Zahlungsverzug 

Ein wichtiger Grund ist insbesondere dann anzunehmen, wenn Zahlungsverzug von 

gewissem Umfang bzw. Dauer eingetreten ist. § 12 Abs. 1 Nr. 4 WBVG regelt hier folgende 

Varianten als Kündigungsgründe:  
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Der Bewohner ist für zwei aufeinander folgende Termine mit der Entrichtung des Entgelts oder 

eines Teils des Entgelts, der das Entgelt für einen Monat übersteigt, in Verzug ist (§ 12 Abs. 1 

Nr. 4a) WBVG). Oder der Bewohner ist in einem Zeitraum, der sich über mehr als zwei Termine 

erstreckt, mit der Entrichtung des Entgelts in Höhe eines Betrages in Verzug gekommen ist, 

der das Entgelt für zwei Monate erreicht (§ 12 Abs. 1 Nr. 4b) WBVG). 

 

Gemäß § 12 Abs. 3 WBVG muss dem Bewohner vor der Kündigung eine angemessene 

Zahlungsfrist gesetzt werden, die erfolglos verstrichen ist. Die Frist sollte zwischen 

mindestens 14 Tagen und einem Monat betragen, s. oben bei Mahnung zur Zahlung. 

 

Die Kündigung wegen Zahlungsverzug ist ausgeschlossen, wenn die Forderung zuvor erfüllt 

wird, bzw. sie kann unter bestimmten Umständen nachträglich unwirksam werden, s. § 12 Abs. 

3 WBVG.  

 

Weitere Kündigungsgründe können vor allem in der Eingliederungshilfe bei niedrigen 

Eigenanteilen relevant sein, wenn der Zahlungsverzug die Höhe von zwei Monatsbeträgen 

(noch) nicht erreicht wird. 

 

 

➢ Schuldhafte gröbliche Pflichtverletzung  

Das herausfordernde Verhalten eines Bewohners kann die Einrichtung in personelle sowie 

finanzielle Schwierigkeiten bringen (etwa durch die Nichtbelegung der benachbarten Plätze 

und vermehrten Personaleinsatz) und schließlich die Beendigung des Vertrages notwendig 

machen. Wenn ein schuldhaftes Verhalten des Bewohners vorliegt, kann die Kündigung mit 

der schuldhaften gröblichen Pflichtverletzung und der daraus folgenden Unzumutbarkeit der 

Fortsetzung des Vertragsverhältnisses gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 3 WBVG begründet werden.  

 

 

➢ Fachgerechte Pflege- oder Betreuungsleistung kann nicht erbracht werden und 

entsprechender Anpassungsausschluss wurde vereinbart 

Auch wenn die Schuldhaftigkeit des Verhaltens unsicher oder nicht gegeben ist, kann der 

Vertrag rechtssicher beendet und die Kündigung auch auf § 12 Abs. 1 Nr. 2b) WBVG gestützt 

werden, wenn sich der Bedarf des Bewohners so verändert hat, dass eine fachgerechte 

Pflege- oder Betreuungsleistung nicht mehr erbracht werden kann und ein entsprechender 

Anpassungsausschluss gemäß § 8 Abs. 4 WBVG für den gestiegenen Pflege- oder 

Betreuungsbedarf vereinbart wurde. Eine möglichst genaue Dokumentation des Bedarfs bei 

Aufnahme sowie der Veränderung ist hierfür essenziell. 

 

 

➢ Kündigung aus wichtigem Grund gemäß § 12 Abs. 1 S. 1 WBVG 

Mit entsprechend ausgeführter schriftlicher Begründung kann ein Vertrag auch über den in der 

Generalklausel vorgesehenen wichtigen Grund wirksam beendet werden, z.B. bei nicht 

schuldhaften pflichtwidrigen Verhalten, wenn in der Abwägung der Interessen des Bewohners 

am Bestehen des Vertragsverhältnisses und am Verbleib in der Einrichtung gegenüber denen 

der Einrichtung an der Beendigung des Vertragsverhältnisses die Einrichtungsinteressen 

überwiegen. Diese Abwägung wird jeweils im Einzelfall vorgenommen.  
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Vorgehen gegenüber den Erben  

Wenn der Bewohner/Klient verstorben ist und noch offene Forderungen bestehen, kann die 

Einrichtung ihre zivilrechtlichen Ansprüche auch gegenüber den Erben geltend machen. Diese 

treten grundsätzlich als Rechtsnachfolger in alle Verbindlichkeiten ein, auch wenn der Pflege- 

oder Betreuungsvertrag selbst mit dem Tod endet.  

Sind die Erben nicht bekannt, kann das Nachlassgericht (Amtsgericht am letzten Wohnort 

des Bewohners) angeschrieben werden mit der Bitte um Mitteilung, ob ein Testament vorliegt 

bzw. Erben benannt werden können. Sofern kein Testament des Bewohners/Klienten vorliegt, 

kann ein Antrag auf Einsetzung eines Nachlasspflegegers gestellt werden. Dieser ist kurz zu 

begründen mit der entstandenen ausstehenden Forderung unter Beilegung von Rechnungen 

sowie der Unkenntnis von Erben.  
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3. Handlungsmöglichkeiten gegenüber dem Kostenträger 

 

Kommunikation suchen mit Einwilligung des Bewohners/Klienten 

Auch hier gilt grundsätzlich, immer in Kontakt zu bleiben mit dem Kostenträger, zu erinnern 

bzw. den Sachstand zu erfragen und gegebenenfalls über den Bedarf sowie eine drohende 

Kündigung und Wohnungslosigkeit des Bewohners/Klienten zu informieren. Hierzu sollte 

(wie oben bei Vertragsschluss bereits beschrieben) die Einwilligungserklärung zur 

Datenverarbeitung als Anlage zum Vertrag vorab vom Bewohner/Klienten eingeholt 

werden. 

 

 

Bestätigung der Antragstellung einholen 

Sollten Befürchtungen bestehen, dass bisher kein mit den notwendigen Unterlagen 

hinterlegter Antrag beim Sozialhilfeträger gestellt wurde, so kann der Sozialhilfeträger um 

Auskunft und ggf. eine Bestätigung der begründeten Antragstellung gebeten werden. 

 

 

Über Bedarf informieren 

Der Sozialhilfeträger ist bei hinreichender Kenntnis vom Bedarfsfall verpflichtet, von Amts 

wegen zu ermitteln und letztlich den Anspruch dem Grunde nach und in der Höhe festzustellen. 

Dabei kann die erforderliche qualifizierte Kenntnis des Sozialhilfeträgers für sein 

Tätigwerden auch durch die Einrichtung vermittelt werden.  

Alle dem Träger vorliegenden relevanten Hinweise zu den Einkommens- und 

Vermögensverhältnissen können nötigenfalls weitergegeben werden sowie der 

Zahlungsausfall angezeigt werden, um dem Sozialhilfeträger hinreichende Kenntnis vom 

Bedarfsfall gemäß § 18 SGB XII zu vermitteln.  

Die Einrichtung sollte dem Sozialhilfeträger frühzeitig schreiben, wer der Bewohner ist, dass 

und seit wann er die Kosten nicht (mehr) tragen kann und dass gegebenenfalls ein Antrag 

durch Angehörige/Betreuer beabsichtigt ist oder schon vorbereitet wird. Wegen der besseren 

Nachweisbarkeit sollte dies schriftlich (mit einlieferungsbelegtem Brief, Fax, gesicherter E-

Mail mit Lesebestätigung oder De-Mail) geschehen, auch wenn die Form gesetzlich nicht 

vorgeschrieben ist. 

 

 

Antrag bei Grundsicherung im Alter und Erwerbsminderung  

Es ist zu beachten, dass bei der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung gemäß 

§ 44 Abs. 1 SGB XII ein Antrag vom Bewohner/Klienten zu stellen ist. Hier reicht die 

Vermittlung der Kenntnis vom Bedarfsfall allein nicht aus, und die Einrichtung sollte auf die 

Antragstellung durch den Bewohner/Klienten achten. 

 
 

Vorläufige Leistungen, Vorschuss oder Darlehen 
Um eine längere Bearbeitungszeit des Sozialhilfeträgers zu überbrücken, sollte so 

frühzeitig wie möglich auf einem Antrag des Bewohners/Klienten auf Vorschuss, vorläufige 

Leistung oder auf Gewährung eines Darlehens gegenüber dem Sozialhilfeträger bestanden 

werden. Je nach Einzelfall kommen insbesondere § 42 Abs. 1 S. 2 SGB I (Vorschüsse), § 19 

Abs. 5 i.V.m. Abs. 3 SGB XII (sog. erweiterte Sozialhilfe), § 44a SGB XII (vorläufige 
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Entscheidung bei Antrag auf Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung), § 91 

SGB XII (Darlehen) als Rechtsgrundlagen in Betracht.  

 

In der Praxis empfiehlt sich für den Antrag des Bewohners/Klienten eine offene 

Formulierung, die alle Möglichkeiten miteinschließt: 

 

„Hiermit beantrage ich alle für meinen Bedarfsfall in Betracht kommende Leistungen, 

einschließlich der Leistungserbringung als vorläufige Leistungen, in Form eines 

Darlehens oder auch als Vorschuss.“  

 

Überdies kann auch die Einrichtung selbst diese beschriebenen Formen der 

Leistungsgewährung beim Sozialhilfeträger anregen. 

 

Neben den stationären Einrichtungen können auch ambulante Pflegedienste und 

Besondere Wohnformen in der Eingliederungshilfe von den vorläufigen Leistungen 

profitieren, zumal ihnen später im Falle des Versterbens des Klienten (anders als stationären 

Pflegeeinrichtungen) der Anspruch nach § 19 Abs. 6 SGB XII direkt gegen den Kostenträger 

nicht zugutekommt. 

 

Darüber hinaus kann eine Sicherung der vorläufigen Leistung angeregt werden, zum 

Beispiel durch Grundbucheintrag zugunsten des Sozialhilfeträgers im Falle einer vorhandenen 

Immobilie, um die Darlehensgewährung zu befördern. 

Gleiches gilt auch für die Fälle, in denen die dem Bewohner/Klienten gegenüber Verpflichteten 

ihren Pflichten zur Mitwirkung bzw. Zahlung nicht nachkommen. Es kann sich insbesondere 

um Fälle handeln, in denen eine eigene (ggf. bewohnte) Immobilie noch verwertet werden 

könnte, die Höhe von Unterhaltsverpflichtungen des Ehepartners oder der Kinder oder ein 

Rückforderungsanspruch nach Schenkung einer Immobilie oder größerer Geldbeträge des 

zwischenzeitlich verarmten Bewohners noch geklärt werden muss. Diese und ähnliche 

Sachverhalte zu klären, obliegt dem Sozialhilfeträger und erweist sich oft als langwierig. 

Für die Zwischenzeit muss er aber bereits Zahlungen für die Leistungen, die der 

Bewohner in der Einrichtung erhält, leisten. Darauf sollte nötigenfalls die Einrichtung 

gegenüber dem Sozialhilfeträger in oben beschriebener Form dringen.  

 

 

Kündigung des Vertrages kommunizieren 

Die vertraglichen Kündigungsmöglichkeiten des Wohn- und Betreuungsvertrages oder eines 

sonstigen zugrundeliegenden Vertragsverhältnisses sollten erforderlichenfalls genutzt und 

die Kündigung auch gegenüber allen Beteiligten, auch gegenüber dem Kostenträger, 

kommuniziert werden. Durch die Kündigung ist die Wohnsituation des Bewohners gefährdet. 

Somit kann gegenüber dem Bewohner, den Angehörigen, dem Sozialhilfeträger sowie dem 

Betreuer bzw. dem Betreuungsgericht eine Drucksituation aufgebaut werden, die bestenfalls 

zur zügigen Regelung der Situation führt und in die Abwendung der drohenden 

Wohnungslosigkeit sowie den Ausgleich der ausstehenden Forderungen mündet.  

 

 

Eigener Zahlungsanspruch gegenüber dem Kostenträger nach Bewilligung 

Aus Gründen der Praktikabilität und Sachgerechtigkeit wurden zum 1.1.2020 Vorschriften neu 

geschaffen (§ 75 Abs. 6 SGB XII und § 123 Abs. 6 SGB IX), die einen eigenen und 
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unmittelbaren Zahlungsanspruch der Einrichtungen in der Pflege und der 

Eingliederungshilfe gegenüber dem Kostenträger für die erbrachten Leistungen regeln, den 

die Einrichtungen nutzen sollten. Der Anspruch besteht allerdings nur, soweit der Kostenträger 

die Leistung gegenüber dem Bewohner/Klienten bewilligt hat und zwischen der Einrichtung 

und dem Bewohner ein zivilrechtlicher Vertrag über die zu erbringenden Leistungen besteht. 

 

 

Verzugsschäden gegenüber dem Kostenträger geltend machen 

Um der Hauptforderung Nachdruck zu verleihen, können außergerichtlich sowie vor Gericht 

zusätzlich zur Hauptforderung Verzugsschäden geltend gemacht werden. 

 

➢ Nach zivilrechtlichen Vorschriften: günstigere Zinsregelung 

Gestützt werden kann die Forderung von Verzugszinsen auf § 61 S. 2 SGB X in Verbindung 

mit §§ 286, 288 Abs. 2 BGB, die bei öffentlich-rechtlichen Verträgen ergänzend zur 

Anwendung kommen. Gegebenenfalls ergibt sich auch aus dem jeweiligen 

Landesrahmenvertrag ein Verweis auf die genannten einschlägigen Regelungen im BGB. Die 

sich daraus ergebenden Verzugszinsen in Höhe von derzeit neun Prozentpunkten über dem 

Basiszinssatz und eine Mahnpauschale in Höhe von 40 Euro können gegenüber dem 

Sozialhilfeträger geltend gemacht werden.  

Zusätzlich kann argumentiert werden, dass die zivilrechtlichen (höheren) Verzugsschäden 

geltend gemacht werden, da der Sozialhilfeträger durch den Bewilligungsbescheid seinen 

Schuldbeitritt zum zivilrechtlichen Vertrag erklärt habe. Dies ist aber umstritten.  

Die Geltendmachung weiterer Verzugsschäden ist gemäß § 288 Abs. 4 BGB möglich, z.B. 

interner Mahnkosten oder externer Rechtsverfolgungskosten wie Anwaltskosten. 

 

 

➢ Nach sozialrechtlichen Vorschriften: weniger Zinsen und keine weiteren 

Verzugsschäden 

Hilfsweise können Verzugszinsen nach § 44 SGB I analog verlangt werden. Hier gelten 

jedoch andere Fristen und eine geringere Zinshöhe: Die Verzinsung eines Anspruchs auf 

Geldleistung beginnt gemäß § 44 Abs. 1 SGB I frühestens nach Ablauf eines Kalendermonats 

nach dem Eintritt der Fälligkeit und dauert bis zum Ablauf des Kalendermonats vor der 

Zahlung. Der Höhe nach können Verzugszinsen in Höhe von vier Prozentpunkten auf die 

Hauptforderung verlangt werden. Weitere Verzugsschäden können über § 44 SGB I nicht 

geltend gemacht werden, die Regelung ist insoweit abschließend. 

 

Wie eine gerichtliche Entscheidung im Einzelfall ausfällt, ob etwa die höheren zivilrechtlichen 

Verzugszinsen oder nur die niedrigeren sozialrechtlichen vom Gericht zugesprochen werden, 

kann nicht sicher prognostiziert werden. In jedem Falle erhöht ihre Geltendmachung den 

Handlungsdruck auf den Kostenträger und kann eine zügige Begleichung der 

Hauptforderung zur Folge haben.  

 

 

Ansprüche des Bewohners gehen nach seinem Tod auf Einrichtung über  

Offene Sozialhilfeansprüche des Bewohners gehen mit seinem Tod gemäß § 19 Abs. 6 

SGB XII direkt auf die (teil-)stationäre Pflegeeinrichtung über, für ambulante 

Pflegedienste gilt dies nicht. Die Norm schützt allerdings nur bereits bestehende 

Ansprüche, nicht solche, die hätten entstehen können. Für das Entstehen des Anspruchs 
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dem Grunde nach ist notwendig, dass ein Antrag gestellt wurde oder dem Sozialhilfeträger 

anderweitig, z.B. durch die Einrichtung, Kenntnis vom Bedarfsfall gemäß § 18 SGB XII 

verschafft wurde. Wenn der Bewohner nach Kenntnis des Sozialhilfeträgers verstirbt, hat die 

Einrichtung einen Anspruch auf Vergütung der von ihr bereits erbrachten Leistungen, auch 

wenn noch kein Bescheid vorliegen sollte, die Voraussetzungen für eine Bewilligung aber 

gegeben sind.  

Für die Besonderen Wohnformen in der Eingliederungshilfe gilt dies nach 

höchstrichterlicher Rechtsprechung nicht, sie können nicht im Wege der 

Sonderrechtsnachfolge Ansprüche gelten machen. Sie können sich lediglich nach Bewilligung 

der Leistung über § 123 Abs. 6 SGB IX direkt an den Kostenträger für die Vergütung der zu 

Lebzeiten erbrachten Leistungen wenden (s. dort), bei Versterben vor Bescheidung fehlt eine 

§ 19 Abs 6 SGB XII entsprechende Vorschrift im SGB IX.  

 

Sollte der Sozialhilfeträger nicht positiv beschieden haben (gegebenenfalls auch wegen 

fehlender Unterlagen), kann die Einrichtung einen Antrag auf Einsetzung eines 

Nachlasspflegers stellen. Dieser kann ein handlungsfähiger Ansprechpartner sein, der 

den Nachlass ermittelt, Ansprüche prüft und verfolgt und offene Rechnungen bezahlt. 
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4. Gerichtliche Schritte  

 

Spätestens an diesem Punkt sollte die Einrichtung anwaltlichen oder sonstigen 

Rechtsbeistand einschalten. Die folgenden Hinweise stellen nur ausgewählte 

Informationen dar und können keine rechtliche Begleitung des Einzelfalls ersetzen. Die 

Einrichtung sollte sich vor allem im Vorfeld das Kostenrisiko bewusst machen und die 

Erfolgsaussichten vor Gericht bzw. die Vollstreckungsaussichten erwägen. Bei einem 

Bewohner, der Sozialhilfe bezieht, wird auch ein gerichtlicher Titel über einen 

Zahlungsanspruch mangels Masse in der Regel nicht zu vollstrecken sein. 

 

 

Gegenüber dem Kostenträger kann es sich als sinnvoll erweisen, vor gerichtlichen Schritten 

eine Dienstaufsichtsbeschwerde durch den Bewohner oder durch die Einrichtung wegen 

überlanger Bearbeitungsdauer einzulegen oder diese zumindest anzudrohen.  

 
 

Gerichtliche Schritte androhen  

 

➢ Gegenüber dem Bewohner/Klienten 

Die Einrichtung kann auf weitere Eskalationsstufen wie das gerichtliche Mahnverfahren 

bzw. die Zahlungsklage gegenüber dem Bewohner/Klienten hinweisen und so Bewegung in 

die Angelegenheit bringen.  

 

➢ Gegenüber dem Kostenträger 

Seitens des Bewohners/Klienten: Gegenüber dem Kostenträger können die Ankündigung der 

Inanspruchnahme von Einstweiligem Rechtsschutz oder des Erhebens einer 

Untätigkeitsklage auf Erlass des Bescheides durch den Bewohner/Klienten weiterhelfen.  

 

Seitens der Einrichtung: Die Einrichtung hingegen kann dem Kostenträger, der trotz 

erlassenem Bescheid nicht zahlt, die Erhebung einer allgemeinen Leistungsklage auf 

Zahlung ankündigen und ihn so zum Handeln bewegen.  

 

Sollte all dies nicht zum gewünschten Erfolg führen, können weitere Schritte vor Gericht in 

Erwägung gezogen werden: 

 

 

Den richtigen Rechtsweg wählen 

 

➢ Gegenüber dem Bewohner/Klienten 

 

Zahlungsanspruch 

Die Einrichtung kann den Zahlungsanspruch sowie die Verzugsschäden gegenüber dem 

Bewohner/Klienten bzw. seinen Erben aus dem zivilrechtlichen WBVG-Vertrag im Wege eines 

Mahnverfahrens gemäß § 688ff ZPO und über eine Zahlungsklage auf dem 

Zivilrechtsweg verfolgen. Grundsätzlich ist das Mahnverfahren schneller und kostengünstiger 

als ein Klageverfahren.  
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Ersetzung der Zustimmung zur Entgelterhöhung 

Wenn die Zustimmung zur Entgelterhöhung durch den Bewohner/Klienten (bzw. seinen 

Vertreter oder Betreuer) nicht erfolgt, muss die Zustimmung ersetzt werden durch ein 

entsprechendes Urteil eines Zivilgerichtes. Wegen der inzidenten Prüfung des 

Entgelterhöhungsschreibens auf formelle und materielle Fehler birgt dieser Prozess 

besondere Risiken und sollte daher gut überlegt und anwaltlich begleitet werden. 

 

 

Räumungsklage 

Kommt es zur Räumungsklage nach erfolgter Kündigung des Vertrages, die vor dem 

Zivilgericht zu führen ist, kann die Kündigung wegen Zahlungsverzug nachträglich noch 

unwirksam werden, wenn bis zum Ablauf von zwei Monaten nach Eintritt der Rechtshängigkeit 

des Räumungsanspruchs (d.h. Zustellung der Klage an ihn) der Bewohner die Rückstände 

ausgleicht oder der Kostenträger sich zur Befriedigung verpflichtet.  

 

 

➢ Gegenüber dem Kostenträger 

 

Zahlungsanspruch 

Durch § 75 Abs. 6 SGB XII und § 123 Abs. 6 SGB IX, die zum 1.1.2020 neu geregelt wurden, 

besteht ein unmittelbarer Zahlungsanspruch des Leistungserbringers/Einrichtung in der Pflege 

und der Eingliederungshilfe gegenüber dem Kostenträger für die erbrachten Leistungen. 

Voraussetzung hierfür ist, dass der Kostenträger die Leistung gegenüber dem Berechtigten 

bewilligt hat und zwischen der Einrichtung und dem Berechtigten ein zivilrechtlicher Vertrag 

über die zu erbringenden Leistungen besteht.  

Dieser unmittelbare Zahlungsanspruch ist öffentlich-rechtlicher Natur und demzufolge 

sind die Ansprüche gegenüber dem Kostenträger vor den Sozialgerichten im Wege einer 

Leistungsklage geltend zu machen.  

 

Ob neben diesem öffentlich-rechtlichen Anspruch weiterhin auch ein privatrechtlicher 

Zahlungsanspruch der Einrichtung gegenüber dem Kostenträger besteht, der auch vor den 

Zivilgerichten geltend gemacht werden kann, ist derzeit nicht höchstrichterlich geklärt. 

Dieser könnte auf der Grundlage eines Schuldbeitritts angenommen werden, wenn der 

Kostenträger eine Kostenübernahme bewilligt hat. Fehlt es am Bewilligungsbescheid, somit 

auch an einem Schuldbeitritt, fällt gegenüber dem Kostenträger die Begründung des 

zivilrechtlichen Sachzusammenhangs noch schwerer.  

Ein Verfahren (Mahnverfahren sowie Zahlungsklage) vor den Zivilgerichten kann daher 

versucht werden, es ist aber mit dem Risiko behaftet, schon wegen Unzuständigkeit 

abgewiesen zu werden.  

 

 

Vollstreckung  

Auch wenn dies selten notwendig sein wird, da der Kostenträger bei Vorliegen eines Titels in 

aller Regel zahlt, kann die Vollstreckung des Zahlungsanspruchs auch gegenüber dem 

Sozialhilfeträger betrieben werden. Hat die Einrichtung einen gerichtlichen Titel über eine 

Geldforderung vor dem Sozialgericht erreicht – also ein Urteil, einen Beschluss oder Vergleich 
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–, erfolgt die Vollstreckung dieser Forderung grundsätzlich nach § 198 Abs. 1 SGG i.V.m. den 

Vorschriften der Zivilprozessordnung (ZPO) über die Zwangsvollstreckung wegen 

Geldforderungen, insbesondere §§ 704 ff. ZPO. Das bedeutet, dass die Einrichtung mit dem 

sozialgerichtlichen Titel beim zuständigen Amtsgericht als Vollstreckungsgericht die 

Zwangsvollstreckung nach den Regeln der ZPO betreiben kann.  
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C. Keine Empfehlung der Zusammenarbeit mit scoring-Unternehmen im 

Rahmen der Aufnahme von Bewohnern und Klienten 

 

 

Die Diakonie spricht aus den folgenden Gründen keine Empfehlung zur Zusammenarbeit mit 

den Unternehmen, die Bonitätsprüfungen vor Vertragsschluss anbieten, aus und rät explizit 

von einer Auswahl der Bewohner und Klienten nach Kriterien dieser Unternehmen ab.  

 

Zum einen ist fraglich, ob die Informationen, die ein Unternehmen über die potenziellen 

Vertragspartner, also die möglichen zukünftigen Bewohner/Klienten, liefern kann, den 

diakonischen Einrichtungen wirklich signifikant weiterhelfen: Die Zahlungsrückstände 

resultieren nicht selten aus dem Verhalten des Umfeldes, der Angehörigen und der Betreuer, 

die ihren Mitwirkungspflichten, wie dem Beantragen der möglichen Sozialleistungen, nicht oder 

nur verzögert nachkommen. Das Verhalten anderer Personen wird in der Bonitätsauskunft der 

potenziellen Vertragspartner jedoch nicht abgebildet. Insofern ist die Aussagekraft der 

Auskunft begrenzt.  

 

Weiterhin wäre die Ablehnung des Vertragsschlusses aufgrund einer negativen Auskunft bzw. 

aufgrund eines bestimmten „scores“ weder mit dem gesetzlichen Versorgungsauftrag noch 

mit einer in den Landesrahmenverträgen oder Versorgungsverträgen geregelten 

Aufnahmeverpflichtung vereinbar und könnte gegebenenfalls verschiedene negative 

rechtliche Konsequenzen nach sich ziehen. Auch wären die Kosten für die scoring-

Unternehmen aus den genannten Gründen nicht refinanzierbar. Vor allem jedoch würde eine 

derartige Praxis dem Selbstverständnis der Diakonie und ihrem Auftrag zur gelebten 

Nächstenliebe widersprechen.  

 

Die Inanspruchnahme dieser Unternehmen zur Übernahme von Forderungsmanagement und 

gegebenenfalls weiterer Rechtsverfolgung, wenn ein entsprechender wesentlicher 

Zahlungsausfall eingetreten sein sollte, wird zur Entlastung der eigenen 

Verwaltungskapazitäten hingegen als für vertretbar erachtet. Grundsätzlich ist jedoch zu 

bedenken, dass die Frage, ob die Kosten für die Beauftragung dieser Unternehmen 

refinanziert werden können, von den Einrichtungen zu klären ist.  

 

 

Berlin, Juni 2026 


